Bevölkerung und Bevölkerungspolitik

Beitrag von Dr. Reiner Klingholz für das „Evangelische Staatslexikon“, 4. Auflage, Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, 2006
Bevölkerung. I. Begriff. Bevölkerung bezeichnet im Allgemeinen die Einwohner eines bestimmten Landes beziehungsweise einer Region. Eine Bevölkerung bildet keine feste Einheit, sondern setzt sich aus unterschiedlichen, schrumpfenden oder wachsenden Populationen zusammen. Die Gesamtheit der Menschheit wird als Weltbevölkerung bezeichnet. Die Wissenschaft der Demografie untersucht die Entwicklung der Bevölkerung mit Hilfe statistischer Methoden. Dafür ist es notwendig, die Zahl der in einer bestimmten Region lebenden Menschen zu kennen, deren räumliche Verteilung, die Zahl der Geburten, der Sterbefälle sowie der Zu- und Abwanderungen. Die Demografie bedient sich dabei der Daten aus Volkszählungen, aus fortlaufenden Registrierungen und Stichprobenerhebungen (Mikrozensus). Die ersten Volkszählungen sind aus den frühen Hochkulturen Chinas, Ägyptens, Babyloniens, Palästinas und Roms bekannt. Im 5. Jh. v.Chr. wurde das Dekret, nach dem sich die Bürger Roms alle fünf Jahre aus militärischen und steuerlichen Gründen zählen lassen mussten, auf das gesamte Römische Reich ausgedehnt. Jener Zensus um die Zeitenwende, der auf ein Gebot von Kaiser Augustus zurückging, dass alle Welt sich schätzen ließe (Lk 2, 1-3), hatte allerdings den methodischen Mangel, dass die zu Zählenden dafür eigens ihre Geburtsstadt aufsuchen mussten. Moderne Volkszählungen, die seit dem 18. Jh. zunächst in Skandinavien eingeführt wurden, registrieren die Bewohner am Wohnort und erheben zusätzlich eine Reihe von sozialen Indikatoren.
II. Historische Bevölkerungsentwicklung. Über die längste Zeit der Menschheitsgeschichte wuchs die Weltbevölkerung bestenfalls sehr langsam, weil ihre Ausbreitung durch äußere Faktoren wie Nahrungsmangel oder Krankheiten limitiert war. Die Zahl der Menschen während der Steinzeit vor 40.000 Jahren wird auf wenige Hunderttausend geschätzt. Bis 8000 v.Chr. lebten vermutlich acht Millionen Menschen als Jäger und Sammler. Erst nach der Agrarischen Revolution, der Erfindung von Ackerbau und Viehzucht, und der Urbanen Revolution, die das organisierte Leben in Städten zur Folge hatte, ließen sich auf gleicher Fläche mehr Menschen ernähren. Die Weltbevölkerung wuchs bis zur Zeitenwende auf 200 bis 400 und bis 1750 auf ca. 800 Millionen. 
Eine Bevölkerung kennt somit keine festen Wachstumsgrenzen. Ihr Wachstum ist abhängig von technischer Innovation, welche die Tragfähigkeit einer Region erhöhen kann. Wichtige Faktoren dabei waren die Erfindung von Getreidespeichern und Handelswegen, die Mechanisierung des Ackerbaus, die Informationsvermittlung und die Arbeitsteilung. Die Industrielle Revolution Mitte des 18. Jh. beschleunigte diesen Prozess. Mit der Möglichkeit, fossile in mechanische Energie zu verwandeln, erhöhte sich die Produktivität der Industriegesellschaften so stark, dass bereits um 1800 die Weltbevölkerung auf eine Milliarde angewachsen war, 1930 auf zwei und 1997 bereits auf sechs Milliarden. Im 20. Jahrhundert wurden damit drei Mal mehr Menschen geboren als in der gesamten Menschheitsgeschichte zuvor. 2005 ist die Erde nach Angaben der Vereinten Nationen von 6,4 Milliarden Menschen bevölkert.
III. Klassische Bevölkerungstheorien. Bereits im 18. Jh. beschäftigten sich die Pioniere der Bevölkerungswissenschaft mit der Frage der Tragfähigkeit. Dieses besagt, wie viele Menschen auf einer bestimmten Fläche leben können, ohne die Lebensbedingungen für spätere Generationen zu verschlechtern. Der preußische Geistliche J.P. Süßmilch ging 1741 davon aus, dass die Obergrenze der menschlichen Bevölkerung bei sieben Milliarden liegen würde – eine für damalige Vorstellung ungeheuerliche Ziffer, die voraussichtlich im Jahr 2010 erreicht werden wird (Süßmilch korrigierte diese Zahl später auf 14 Milliarden). Für Süßmilch errechnete sich der Wohlstand einer Gesellschaft aus dem Wert der Gesamtproduktion minus der Löhne für die Arbeitskräfte. Weil die Löhne bei wachsendem Arbeitskraftangebot sänken, trüge Bevölkerungswachstum zum Wohlstand der Nationen bei. 

Dieser vom Merkantilismus geprägten Auffassung trat der anglikanische Pastor und Nationalökonom Th.R. Malthus entgegen. Er kam 1798 zu dem Schluss, dass die Erde bereits zu seiner Zeit mit rund einer Milliarde Menschen übervölkert, also jenseits der Tragfähigkeit angekommen sei. Weil sich die Weltbevölkerung nach geometrischem Muster vermehre (entsprechend der Zinseszinsformel), die landwirtschaftlichen Erträge aber nur in arithmetischer Progression (wie eine Gerade), müsse das Wachstum in Massenelend und Hungersnöten enden. Malthus hatte allerdings das Potenzial der mechanisierten und intensivierten Agrarwirtschaft unterschätzt. Die landwirtschaftlichen Erträge wuchsen seit Malthus’ Zeiten weltweit schneller als die Bevölkerungszahlen und für Armut und Hunger macht die Bevölkerungswissenschaft heute eher politische und organisatorische Faktoren verantwortlich. Dennoch berufen sich Neo-Malthusianer noch immer auf die Theorie, dass ungezügeltes Bevölkerungswachstum in einer endlichen Welt in die Katastrophe führen muss. Als Hauptargument dafür gilt der ökologische Schaden, den eine zu hohe Zahl von Menschen pro Flächeneinheit anrichten kann.
Moderne Bevölkerungstheoretiker definieren die Tragfähigkeit über den Begriff der Nachhaltigkeit. Demnach wären viele Industrienationen auf Grund ihres nicht nachhaltigen Verbrauchs an erneuerbaren und nicht erneuerbaren Rohstoffen sowie der Produktion von zum Teil global wirksamen Schadstoffen (Treibhausgase, langlebige Chemikalien, Schwermetalle) über die Tragfähigkeit hinaus besiedelt. Aber auch viele Entwicklungsländer, in denen die Bevölkerung mangels technologischer Möglichkeiten natürliche Ressourcen (Grundwasser, Wald, Ackerland) übernutzt. 
IV. Demografischer Übergang. Die Gründe für das weltweite, in allen Nationen vorübergehend zu beobachtende Bevölkerungswachstum liegen nicht in einer steigenden Geburten- sondern in einer sinkenden Sterberate. Dieses Phänomen war nach 1750 zunächst in Europa und den USA, und im 20.Jh. auch in den Entwicklungsländern zu beobachten. Bessere Ernährung, sauberes Trinkwasser, das Wissen um Hygiene, später die ersten Impfstoffe und Antibiotika ließen die Menschen länger leben und verringerten vor allem die Kindersterblichkeit. Bis ins 19. Jahrhundert wuchs die BEvölkerung in den Industrienationen deshalb schneller als in den weniger entwickelten Ländern. Eine Folge des Wachstums der Europäer war eine massive Wanderungsbewegung in die Neue Welt. Machten die Europäer vor 1750 rund 18 Prozent der Weltbevölkerung aus, so stellten Menschen europäischen Ursprungs 1930, zum Höhepunkt der europäischen Weltdominanz, 35 Prozent. 
Während sich vorindustrielle Gesellschaften durch hohe Geburten- und Sterbeziffern auszeichnen (und deshalb kaum wachsen), gelangen die Gesellschaften mit beginnender Industrialisierung in eine kritische Zwischenphase, in der die Geburtenrate hoch bleibt, die Sterbeziffern aber sinken. Dadurch wachsen die Einwohnerzahlen binnen kurzer Zeit so stark an, dass vielfach von Überbevölkerung oder einer Bevölkerungsexplosion die Rede ist. Diese Phase dauert in Allgemeinen ein bis zwei Generationen, bevor sinkende Geburtenziffern das Wachstum bremsen beziehungsweise sogar in einen Schwund umkehren können. Dieser gesamte Wandel wird als demografischer Übergang bezeichnet. In einigen Entwicklungsländern, in denen durch medizinische Versorgung und Nahrungsmittelimporte die Lebenserwartung gestiegen ist, aber keine Industrialisierung stattgefunden hat, kann die wachstumsintensive Zwischenphase wesentlich länger dauern. 
V. Divergierende Bevölkerungsentwicklung. Die Bevölkerungswissenschaft nennt verschiedene, sich gegenseitig beeinflussende Faktoren für den historischen Rückgang der Geburtenziffern in den Industrienationen wie auch in den heutigen Entwicklungs- und Schwellenländern: Erstens die Säkularisierung, die dem Individuum mehr Verantwortung für das eigene Wohlergehen aufbürdet. Zweitens die Bildung, die dem Individuum neue gesellschaftliche Optionen eröffnet, und den Zugang zu Information (u.a. über Familienplanung) ermöglicht. Drittens ein Bedeutungswandel der Kinder vom Nutz- (als billige Arbeitskräfte) zum Kostenfaktor werden lässt. Viertens die gesetzliche Altersvorsorge (zuerst 1889 in Deutschland einführt), die auch Menschen ohne Nachwuchs Versorgungsansprüche gewährt. Fünftens die „Konkurrenz der Genüsse“, die in einer modernen Gesellschaft eine Vielzahl biografischer Optionen jenseits der Familiengründung eröffnet. Und sechstens eine veränderte gesellschaftliche Rolle der Frau. Wo immer auf der Welt Frauen ihre traditionelle, häufig von Religion gestützte Geschlechterrolle verlassen, und stattdessen mehr Rechte, Bildungschancen und Berufsmöglichkeiten, sowie Zugang zu Gesundheitsdiensten erhalten, bekommen sie später und vor allem weniger Kinder. Moderne Mittel zur Familienplanung haben bei dem Geburtenrückgang in den Industrienationen praktisch keine Rolle gespielt, da dieser lange vor deren Verfügbarkeit begann. Bei der (heutigen) Verlangsamung des Bevölkerungswachstums in den Entwicklungsländern spielen sie indes eine wichtige Rolle. 
Heute finden 99 Prozent des globalen Bevölkerungswachstums in den weniger entwickelten Ländern statt. Den Projektionen der Vereinten Nationen zu Folge (mittlere Projektion) wird die Weltbevölkerung bis 2050 um rund 50 Prozent auf 8,9 Milliarden ansteigen. Voraussetzung dafür ist, dass die Fertilitätsrate dann von heute 2,7 Kindern pro Frau auf ungefähr zwei sinkt (2,3 Kinder in Entwicklungs- und 1,9 in Industrieländern). Ob dies geschieht, ist allerdings umstritten, denn in einigen Entwicklungsländern (vor allem in Afrika) kommt es entgegen früheren Annahmen bislang nicht zu der letzten Phase des demografischen Übergangs. Länder wie der Niger, Tschad, Uganda oder Somalia mit durchschnittlich über sieben Kindern je Frau werden ihre Bevölkerungszahlen bis 2050 mehr als verdreifachen. 
Während hohe Geburtenraten in den meisten Entwicklungsländern mit Armut, Analphabetismus, schlechter medizinischer Versorgung und niedrigem gesellschaftlichem Status von Frauen einhergehen, und diese Faktoren wiederum das Bevölkerungswachstum schüren, hat der Rückgang der Geburtenraten, unter anderem in den Tigerstaaten Südostasiens einen wirtschaftlichen Aufschwung ermöglicht. Weil sich durch den Rückgang die staatlichen Bildungsinvestitionen für die jüngere Generation reduzieren, gleichzeitig der relative Anteil der erwerbstätigen Bevölkerung steigt und sich in kleineren Familien der Ernährungs- und Bildungsstand der Kinder verbessert, profitierten diese Länder von einem demografische Bonus.
VI. Bevölkerungsschwund. Dem Wachstum in den Entwicklungsländern steht ein Bevölkerungsschwund in den Industrienationen gegenüber. Weil in vielen dieser Länder (in Deutschland seit 1972) die Geburtenrate unter die Sterberate gesunken ist, lässt sich eine stabile Bevölkerungszahl nur noch durch Zuwanderung aufrechterhalten. In Deutschland liegt die durchschnittliche Kinderzahl pro Frau seit Mitte der 1970er Jahre bei 1,4. Damit ist jede Kindergeneration um ein Drittel kleiner als die ihrer Eltern. Die Zahl der in Deutschland (Ost und West) pro Jahr geborenen Kinder ist seit 1965 von 1,3 bis 2003 auf 0,7 Millionen gesunken. Ohne Zuwanderung würde die Bevölkerung Deutschlands bei ansonsten unveränderten Lebensumständen von heute 83 Millionen bis 2100 auf 24 Millionen Menschen zurückgehen. Weil gleichzeitig die durchschnittliche Lebenserwartung der Deutschen im vergangenen Jahrhundert um 31 Jahre gestiegen ist, führt die demografische Entwicklung zu einer deutlichen Alterung der Gesellschaft – mit weit reichenden Folgen für Sozialsysteme, Wirtschaftsentwicklung, Wettbewerbsfähigkeit, Kapital- und Immobilienmärkte und die Innovationsfähigkeit der Gesellschaft. 
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Bevölkerungspolitik. I. Begriff. Unter Bevölkerungspolitik versteht man Bemühungen staatlicher und nichtstaatlicher Organisationen zur Beeinflussung der Bevölkerungsentwicklung, vor allem der Bevölkerungsgröße und der Migration. Die Ziele der Bevölkerungspolitik werden in der Familien-, Sozial- und Einwanderungspolitik umgesetzt. Zur Beeinflussung der Bevölkerungsgröße unterscheidet man generell zwischen pro- und antinatalistischer Bevölkerungspolitik, wobei sich erstere für mehr und letztere für weniger Geburten einsetzt. Die Mehrheit der Bevölkerungswissenschaftler sieht sowohl ein rasches Bevölkerungswachstum als auch ein starkes Schrumpfen als problematisch an. Gleichwohl ist umstritten, wie sehr eine Bevölkerungspolitik überhaupt das generative Verhalten der Bevölkerung beeinflussen kann. Daneben gibt es sowohl die Auffassung, dass Bevölkerungswachstum generell positiv zu werten sei, wie auch die aus der marxistischen Sozialwissenschaft hervorgegangene Theorie, nach der Veränderungen der Bevölkerungsgröße generell als unbedeutend zu betrachten seien.
II. Historische Entwicklung. Eine der wichtigsten Aufgaben vieler früher Gesellschaften bestand darin, die durch eine hohe Mortalität (u.a. durch Kriege) verursachten Todesfälle durch eine ausreichend hohe Geburtenzahl auszugleichen. Religiöse Schriften (Gen 1, 28) wie auch die Geschichtsschreiber des römischen Reiches liefern Zeugnisse dieser pronatalistischen Doktrinen. Hohe Bevölkerungszahlen galten als Zeichen für Reichtum (und militärische Macht) eines Staates. Eines der probatesten pronatalistischen Mittel war das Töten männlicher Gegner bei gleichzeitigem Raub der Frauen. 
Im 20. Jahrhundert haben vor allem europäische Diktaturen eine pronatalistische Politik angewandt. Das faschistische Deutschland führte 1938 nicht nur das Mutterkreuz als Auszeichnung für kinderreiche Frauen ein, es beanspruchte auch „Lebensraum im Osten“ für das erwartete Bevölkerungswachstum. Ein weiteres Merkmal nationalsozialistischer Bevölkerungspolitik war die Rassenhygiene, die sich der Lehre der Eugenik bediente (1869 von Francis Galton in England begründet). Diese sollte eine wissenschaftliche Grundlage für die Unterscheidung von Menschen auf Grund ihrer geistigen Fähigkeiten liefern. Der Glaube, wünschenswerte vererbbare Eigenschaften in einer Gesellschaft würden sich dadurch anreichern, dass man genetisch „minderwertige“ Menschen an der Vermehrung hinderte, bot die Grundlage für eine eugenische Politik, die Ende des 19. Jh. in vielen Ländern Europas, aber auch in den USA propagiert wurde. Sie kulminierte Jahrzehnte später in dem millionenfachen Massenmord der Nationalsozialisten. 
Nach dem zweiten Weltkrieg griffen viele Entwicklungsländer (darunter Indien und China) eine pronatalistische Politik auf, mit dem Ziel, durch Bevölkerungsgröße internationalen Einfluss zu erlangen. Als sich die Probleme des Wachstums nicht mehr leugnen ließen, kam es in China 1971 unter Mao Zedong zur radikalen Trendwende. Die maximale erlaubte Kinderzahl wurde auf zwei festgelegt. Binnen weniger Jahre halbierte sich die Fertilitätsrate. 1979 ordnete China dann die umstrittene Ein-Kind-Politik an, die zu Zwangssterilisationen, -abtreibungen und anderen Menschenrechtsverletzungen führte. Diese Form von Bevölkerungspolitik geht weit über das international anerkannte Recht von Regierungen hinaus, die individuelle Entscheidung potenzieller Eltern durch steuerliche Begünstigungen oder andere ökonomische Anreize zu beeinflussen.
Versuche, das Bevölkerungswachstum zu begrenzen, reichen weit zurück. Seit Jahrtausenden haben die Menschen Erfahrungen darin gesammelt, wie die Fortpflanzung zu kontrollieren sei. Dazu gehören nicht nur Methoden der Verhütung und des  Schwangerschaftsabbruchs, sondern auch Heiratsverbote, Kindsmord (vor allem an Mädchen) und das Aussetzen Neugeborener (Ex 2). Anfang des 19. Jh. forderte Th. R. Malthus angesichts katastrophaler sozialer Zustände im britischen Arbeiterproletariat, jede Form von privater Mildtätigkeit und staatlicher Armenhilfe abzuschaffen, weil diese die Vermehrungsrate der Armen und damit das Elend weiter mehren würde. 
Heute sind die negativen gesellschaftlichen Folgen eines raschen Bevölkerungswachstums in den meisten Entwicklungsländern unumstritten. Die internationale Entwicklungszusammenarbeit betrachtet deshalb die Förderung von Mädchen und Frauen sowie das Angebot sicherer und verlässlicher Mittel zur Familienplanung als wichtige Arbeitsinstrumente. Diese Form der Entwicklungshilfe wird als externe Unterstützung zur Bevölkerungspolitik bezeichnet. Diese ist auch auf internationaler Ebene abgesichert: Das Grundrecht von Eltern, frei und verantwortlich Zahl und Altersabstand ihrer Kinder selbst zu bestimmen, ist seit der UN-Menschenrechtskonferenz in Teheran formuliert und wurde 1994 auf der „Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung“ in Kairo auf das Recht auf reproduktive Selbstbestimmung ausgeweitet. Auf letzterer Konferenz setzte sich die internationale Staatengemeinschaft das Ziel, bis 2015 weltweit den allgemeinen Zugang zu einem umfassenden Angebot von Familienplanung zu ermöglichen. Dennoch regen sich massive Widerstände gegen den Konsens von Kairo - seitens der katholischen Kirche, wie auch aus Kreisen der Christlichen Rechten in den Vereinigten Staaten. Beide Gruppierungen warnen davor, dass der freie Zugang zu Familienplanung zu Sittenverfall führe und die Frau Ihrer Bestimmung als Ehegattin und Mutter entfremde.  

Auf Grund der nationalsozialistischen Vergangenheit war jede Form der Bevölkerungspolitik im Nachkriegsdeutschland lange verpönt. Während andere europäische Staaten schon früh moderne familienpolitische Maßnahmen eingeleitet haben, hat sich die deutsche Politik lange bewusst aus dem Thema herausgehalten. Erst die Diskussion um die Krise der Sozialsysteme hat das Thema in jüngster Zeit auf die Tagesordnung gebracht. Seither versucht die Familienpolitik mit fiskalischen und anderen Instrumenten Einfluss auf die Fertilität der Bevölkerung zu nehmen.
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